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Brandenburgisches Oberlandesgericht
Beschluss

In dem Verfahrenskostenhilfe-Aufhebungsverfahren gemäß § 124 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO
betreffend das Ehewohnungsverfahren

D… ./. D…
- 44a F 131/15 Amtsgericht Potsdam -,

an dem beteiligt sind:

1.
Frau R… D…,
Antragstellerin und Beschwerdeführerin,
2.
das Land Brandenburg (Landeskasse),

hat der 3. Senat für Familiensachen des Brandenburgischen Oberlandesgerichts 
durch
den Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht Langer, 
die Richterin am Oberlandesgericht  Jungermann und 
den Richter am Oberlandesgericht Neumann
am
30. November 2016
beschlossen:

Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Amtsgerichts   - Rechtspflegers - Potsdam vom 15. August 2016 - 44a F 131/15 - wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet (§ 127 Abs. 4 ZPO).

G r ü n d e :
I.
Die Antragstellerin hat mit Antrag vom 28.05.2015, der am 03.06.2016 beim Amtsgericht eingegangen ist, die Zuweisung der Ehewohnung zur alleinigen Nutzung  während der Trennungszeit im Wege der einstweiligen Anordnung beantragt und zur Begründung dafür vorgetragen, dass und warum ein weiteres Zusammenleben mit ihrem Ehemann in der Ehewohnung für sie eine unzumutbare Härte darstellen würde. Für die Durchführung dieses Verfahrens hat die Antragstellerin um Verfahrenskostenhilfe unter Beiordnung ihres Verfahrensbevollmächtigten nachgesucht. In dem ihrem Verfahrenskostenhilfegesuch beigefügten und von der Antragstellerin am 18.05.2015 unterschriebenen Vordruck der „Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe" ist auf der letzten Seite folgender drucktechnisch besonders hervorgehobener Text enthalten:
„Mir ist auch bekannt, dass ich während des Gerichtsverfahrens und innerhalb eines Zeitraums von vier Jahren seit der rechtskräftigen Entscheidung oder der sonstigen Beendigung des Verfahrens verpflichtet bin, dem Gericht wesentliche Verbesserungen meiner wirtschaftlichen Lage oder eine Änderung meiner Anschrift unaufgefordert und unverzüglich mitzuteilen. (...) Ich weiß, dass die Bewilligung der Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe bei einem Verstoß gegen diese Pflicht aufgehoben werden kann, und ich dann die gesamten Kosten nachzahlen muss."

Mit Beschluss vom 15.6.2015 hat das Amtsgericht der Antragstellerin mit Wirkung vom 03.06.2015 für das Wohnungszuweisungsverfahren ratenfreie Verfahrenskostenhilfe unter Beiordnung ihrer Verfahrensbevollmächtigten bewilligt und mit Beschluss vom 16.06.2015 der Antragstellerin und ihrem Ehemann jeweils bestimmte Räume in der Ehewohnung zur alleinigen Nutzung zugewiesen, ihren Antrag im übrigen zurückgewiesen. Gegen diese den Beteiligten am 19. bzw. am 22.06.2015 zugestellte Entscheidung ist kein Rechtsmittel erhoben worden. Nach Abschluss des Verfahrens ist die Antragstellerin mit einem an sie persönlich gerichteten Schreiben des Rechtspflegers vom 09.07.2015 erneut wie folgt belehrt worden: 
„sofern sich binnen 4 Jahren nach rechtskräftiger Entscheidung oder sonstiger Beendigung des Verfahrens (…) Ihre Adresse ändert, haben sie dies dem Gericht unaufgefordert und unverzüglich mitzuteilen. Ein Verstoß gegen diese Mitteilungspflicht hat die Aufhebung der Verfahrenskostenhilfe zur Folge (§ 124 Abs. 1 Nummer 4 ZPO).“
Nachdem der Antragstellerin im Juli 2016 eine gerichtliche Aufforderung, sich gemäß § 120 Abs. 4 ZPO über eine etwaige Änderung ihrer persönlichen wirtschaftlichen Verhältnisse zu erklären, nicht zugestellt werden konnte und die weiteren Ermittlungen ergeben hatten, dass die Antragstellerin aus der Ehewohnung ausgezogen war, nachdem sie bereits im Februar 2016 einen Mietvertrag über eine andere Wohnung abgeschlossen hatte, hat das Amtsgericht mit Beschluss vom 15.08.2016 die der Antragstellerin bewilligte Verfahrenskostenhilfe mit sofortiger Wirkung aufgehoben. Gegen diesen ihrer Verfahrensbevollmächtigten und ihr selbst am 18.08.2016 zugestellten Beschluss richtet sich das am 06.09.2016 beim Amtsgericht eingegangene, als „Einspruch gegen den Beschluss vom 15.08.2016“ bezeichnete Rechtsmittel der Antragstellerin, mit dem sie geltend macht, dass sich an ihrer finanziellen Situation seit Bewilligung der Verfahrenskostenhilfe nichts geändert habe und ihr die Verpflichtung zur Umzugsmitteilung wegen der psychischen Belastung durch die Trennung von ihrem Ehemann „leider unbeabsichtigt untergegangen“ sei. 
Das Amtsgericht hat den Einspruch der Antragstellerin als sofortige Beschwerde behandelt, dem Rechtsmittel jedoch nicht abgeholfen, weil es angesichts der Regelung des § 124 Abs. 1 Nr. 4 ZPO für die Aufhebung der Verfahrenskostenhilfe nicht auf eine Änderung der finanziellen Situation des Beteiligten ankomme. Der Gesetzgeber habe die Aufhebung der Verfahrenskostenhilfe vielmehr als Sanktion für eine grob nachlässig oder vorsätzlich  nicht unverzüglich erfolgte Mitteilung der Anschriftänderung vorgesehen. Die von der Antragstellerin vorgebrachten psychischen Belastungen könnten nicht als Argument gegen die grobe Nachlässigkeit durchgreifen. Familiengerichtliche Verfahren seien ganz überwiegend mit Emotionen überlagert, weil sie zwischenmenschliche Beziehungen beträfen und hochsensible Themen behandelten. Gleichwohl hätten auch die Beteiligten eines Verfahrens vor dem Familiengericht die gehörige prozessuale Sorgfalt und die verstärkten Mitwirkungspflichten zu beachten. 

II.
Das als sofortige Beschwerde anzusehende Rechtsmittel der Antragstellerin ist gem. §§ 127 Abs. 2 S. 2, 567 ZPO statthaft und auch im Übrigen zulässig. In der Sache hat es jedoch keinen Erfolg.

Da das Verfahrenskostenhilfeverfahren nach dem 31.12.2013 eingeleitet worden ist, kommt gem. § 40 EGZPO für die Entscheidung, ob die in diesem Verfahren erfolgte Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe aufgehoben werden kann, das ab dem 01.01.2014 geltende Recht zur Anwendung. Danach soll das Gericht gem. § 124 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO die Bewilligung aufheben, wenn die Partei entgegen § 120a Abs. 2 S. 1 bis S. 3 ZPO dem Gericht wesentliche Verbesserungen ihrer Einkommens- und Vermögensverhältnisse oder Änderungen ihrer Anschrift absichtlich oder aus grober Nachlässigkeit unrichtig oder nicht unverzüglich mitgeteilt hat. Gemäß § 76 Abs. 1 FamFG sind diese Vorschriften auch auf das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, zu denen gemäß § 111 Nr. 5 FamFG auch die Ehewohnungs- und Haushaltssachen gehören, anzuwenden. 
1. 
Dem Amtsgericht ist zunächst zu folgen, soweit es - durchaus zugunsten der Antragstellerin - davon ausgegangen ist, dass es sich bei der Regelung des § 124 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO um eine Sanktionsnorm handelt (vergl. BT-Drs. 17/11472, S. 35; Kratz in BeckOK ZPO, 21. Ed,        § 124, Rn. 23a) und die Aufhebung der Verfahrenskostenhilfebewilligung voraussetzt, dass die unterlassene Mitteilung einer Änderung der Anschrift des Beteiligten auf Absicht oder grober Nachlässigkeit beruht.  Soweit in der Rechtsprechung teilweise die Auffassung vertreten wird, dass sich die subjektiven Tatbestandsmerkmale der Absicht und der groben Nachlässigkeit allein auf die Unrichtigkeit, nicht jedoch auch auf das Unterlassen  der unverzüglichen Mitteilung beziehen (so LAG München, Beschluss v. 25.02.2015 - 10 Ta 51/15; LAG Düsseldorf, Beschluss v. 30.10.2015 - 2 Ta 520/15; LAG Düsseldorf Beschluss vom 06.07.2016 - 5 Ta 364/16; Musielak/Fischer, ZPO, 13. Aufl., § 124 ZPO Rn. 8 a), da mit der Pflicht zur „unverzüglichen“ Anzeige ein eigenständiger Verschuldensmaßstab („ohne schuldhaftes Zögern“ i.S.v. 121 BGB) verbunden sei, folgt der Senat dem nicht. Vielmehr schließt er sich der Gegenmeinung an (BAG, BeckRS 2016, 73083; OLG Dresden, BeckRS 2016, 19101). Sowohl die Systematik des § 124 Abs. 1 Nr. 4 ZPO mit seiner Verweisung auf § 120a Abs. 2 Satz 1 ZPO als auch Sinn und Zweck dieser Norm sprechen dafür, die Vorschrift so auszulegen, dass die Aufhebung der Verfahrenskostenhilfebewilligung auch im Fall einer nicht unverzüglichen Mitteilung eines Anschriftwechsels oder einer wesentlichen Verbesserung der wirtschaftlichen Lage des Beteiligten Absicht oder grobe Nachlässigkeit voraussetzt.

Mithin genügt es für die Anwendung des § 124 Abs. 1 Nummer 4 ZPO nicht, dass der Beteiligte lediglich die Änderung seiner Anschrift nicht unverzüglich mitteilt. Die ihm gewährte Verfahrenskostenhilfe kann vielmehr nur dann aufgehoben werden, wenn sein Verhalten zudem auf grober Nachlässigkeit oder Absicht beruht. Da es sich bei dem Entzug der Verfahrenskostenhilfe gemäß § 124 Abs. 1 Nr. 4 ZPO um eine Sanktion handelt, kann nicht aus dem bloßen Verstoß gegen die Mitteilungspflicht auf ein besonders grobes Verschulden geschlossen werden. Verfahrenskostenhilfe kann dem Beteiligten vielmehr nur dann entzogen werden, wenn die Annahme von grober Nachlässigkeit oder Absicht nach den tatsächlichen Feststellungen gerechtfertigt ist. 

2. 
Die Verschuldensanforderung der groben Nachlässigkeit in § 124 Abs. 1 Nr. 4 ZPO erfordert mehr als leichte Fahrlässigkeit, nämlich eine besondere Sorglosigkeit. Der Maßstab der groben Nachlässigkeit entspricht dabei dem der groben Fahrlässigkeit. Danach handelt grob nachlässig derjenige, der die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nach den gesamten Umständen in ungewöhnlich hohem Maß verletzt und unbeachtet lässt, was im gegebenen Fall jedem einleuchten muss (BAG, a.a.O.; Musielak/Voit/Fischer, a.a.O., Rn. 5).

Im Gegensatz zur einfachen Fahrlässigkeit muss es sich demnach bei einem grob nachlässigen Verhalten um ein auch in subjektiver Hinsicht unentschuldbares Verhalten handeln, das ein gewöhnliches Maß erheblich übersteigt.

a)
Für die Beurteilung des Verschuldens, das dazu geführt hat, dass der Beteiligte seiner Mitteilungspflicht nicht rechtzeitig nachgekommen ist, können neben anderen Umständen auch der tatsächliche Ablauf des Verfahrens, insbesondere dessen sachlicher und zeitlicher Zusammenhang mit dem Umzug sowie die zeitliche Nähe der Belehrung zum Eintritt der Mitteilungspflicht, aber auch die Anzahl der dem Verstoß vorangegangenen Belehrungen herangezogen werden. 
So wird im Regelfall die unterlassene Mitteilung über einen Umzug des Beteiligten, dessen Erfordernis sich erst längere Zeit nach der Belehrung über die Anzeigepflicht eingestellt hat, für sich genommen selbst dann nicht die Annahme groben Verschuldens rechtfertigen, wenn der Beteiligte auf die Folgen der Pflichtverletzung bei Unterzeichnung seiner Erklärung über die persönlichen wirtschaftlichen Verhältnisse hingewiesen worden ist. Eine andere Beurteilung kann sich dann ergeben, wenn der Wohnungswechsel als mögliche Folge des Verfahrens jedenfalls in Betracht zu ziehen war und in einem zeitlichen Zusammenhang mit der Beendigung des Verfahrens tatsächlich realisiert worden ist. Ein solcher zeitlicher und sachlicher Zusammenhang zwischen der Änderung der Anschrift und dem Gegenstand des Verfahrens, für das der Antragstellerin Verfahrenskostenhilfe bewilligt worden ist, ist im vorliegenden Fall gegeben. Die Antragstellerin hatte sich bereits mit ihrem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung darauf berufen, dass ihr ein weiteres Zusammenleben mit ihrem Ehemann in der gemeinsam genutzten Ehewohnung unzumutbar sei. Folgerichtig hat sie sich zeitnah, nachdem das Amtsgericht ihrem Antrag auf alleinige Zuweisung der Ehewohnung im Wesentlichen nicht entsprochen hatte, eine andere Wohnung gesucht und ist schließlich dahin umgezogen. Mithin stellt es sich als ein im besonderen Maße sorgloses Verhalten dar, dass sie in dieser Lage nicht nur die ihr im Zusammenhang mit ihrem Verfahrenskostenhilfegesuch erteilte Belehrung über die Hinweispflicht, sondern auch die nach Eintritt der formellen Bestandskraft der Entscheidung über ihren Wohnungszuweisungsantrages durch den Rechtspfleger wiederholte Belehrung vom 09.07.2015  unbeachtet gelassen hat. 

Soweit die Antragstellerin sich darauf beruft, dass die Verletzung ihrer Pflicht zur Mitteilung des Umzuges, dessen Abwendung das von ihr eingeleitete Verfahren gerade dienen sollte, einfach „vergessen“ habe, weil sie durch den Streit mit ihrem Ehemann psychisch belastet gewesen sei, vermag dies an dem Ergebnis nichts zu ändern. Zum einen hat die Antragstellerin, die trotz der psychischen Belastung im Zusammenhang mit der Trennung von ihrem Ehemann durchaus in der Lage war, nach Durchführung der rechtlichen Klärung der Verhältnisse an der Ehewohnung ein Mietverhältnis über eine andere Ehewohnung zu begründen und den Umzug dorthin vorzunehmen, nicht dargelegt, inwieweit die von ihr als psychisch belastend empfundene Situation bei ihr zu konkreten kognitiven Einschränkungen im Handlungs- und Denkvermögen geführt hat. Zum anderen würde sich die Pflichtvergessenheit auch in einem solchen Fall als grob fahrlässig darstellen, in dem - wie hier nach dem Ergebnis des Verfahrens - das Erfordernis eines baldigen Wohnortwechsels für den Beteiligten offensichtlich ist und er die Pflicht nicht erfüllt, obwohl er in dieser Situation (nochmals) ausdrücklich an seine Hinweispflicht erinnert worden ist, sodass sich ihm das Erfordernis der Änderungsmitteilung geradezu aufdrängen musste. 
b) Die Anwendung von § 124 Abs. 1 Nr. 4 ZPO scheidet auch nicht deshalb aus, weil die Antragstellerin im Verfahrenskostenhilfebewilligungsverfahren anwaltlich vertreten war.

Zwar haben auch nach Beendigung der Instanz bzw. des Hauptsacheverfahrens Zustellungen im Verfahrenskostenhilfeüberprüfungsverfahren jedenfalls dann gemäß § 172 ZPO an den Verfahrensbevollmächtigten zu erfolgen, wenn dieser den Beteiligten im Verfahrenskostenhilfebewilligungsverfahren vertreten hat.

Dies führt aber nicht dazu, dass die Beteiligten von ihren in § 120a Abs. 2 S. 1 ZPO bestimmten Mitteilungspflichten befreit wären. Nach § 120a Abs. 2 S. 1 i.V.m. § 124 Abs. 1 Nr. 4 ZPO hat „die Partei“ „dem Gericht“ einen Anschriftwechsel und die wesentliche Änderung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse mitzuteilen. Über die Folgen eines Verstoßes gegen diese Verpflichtungen ist „die Partei“ bei der Antragstellung im Antragsformular zu belehren, § 120a Abs. 2 Satz 4 ZPO. Der Antragsteller muss - persönlich - im Antragsformular seine Kenntnis von der Mitteilungspflicht bestätigen. Zudem ist die Änderung der Anschrift mitzuteilen, ohne dass es einer gesonderten Fristsetzung durch das Gericht oder sogar Zustellung eines Aufforderungsschreibens bedürfte. Mithin kommt es für die Einhaltung der Mitteilungspflicht nicht auf die Mitwirkung eines Anwalts an (ebenso BAG, a.a.O.). Darauf, dass sie etwa den Wechsel ihrer Wohnanschrift ihrer Verfahrensbevollmächtigten mitgeteilt und darauf vertraut hätte, dass diese die geänderte Anschrift dem Amtsgericht übermittelt, hat sich die Antragstellerin nicht einmal selbst berufen. Dafür ist auch sonst nicht ersichtlich.
III.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 127 Abs. 4 ZPO.
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